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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 29. April 1967 

II/l — 68070 — 5519/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrar-/Wirtschaftspolitik in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats, durch die eine Regelung für die 
unter die Verordnung Nr. 160/66/EWG des Rats vom 
27. Oktober 1966 fallenden Waren festgelegt wird, die von 
einem Mitgliedstaat nach einem anderen Mitgliedstaat vor 
dem Zeitpunkt ausgeführt, an dem die in Artikel 3 der 
genannten Verordnung vorgesehene Belastungsregelung 
auf diese anwendbar wird, in dem Einfuhrmitgliedstaat erst 
nach diesem Zeitpunkt in den freien Verkehr gebracht 
werden. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 20. April 1967 dem Herrn Präsiden- 
ten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission zu 
ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 
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Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
durch die eine Regelung für die unter die Verordnung 
Nr. 160/66/EWG des Rats vom 27. Oktober 1966 fallenden 
Waren festgelegt wird, die von einem Mitgliedstaat nach einem 
anderen Mitgliedstaat vor dem Zeitpunkt ausgeführt, an dem 
die in Artikel 3 der genannten Verordnung vorgesehene Be- 
lastungsregelung auf diese anwendbar wird, in dem Einfuhr- 
mitgliedstaat erst nach diesem Zeitpunkt in den freien Verkehr 

gebracht werden 

{Von der Kommission dem Rat vor gelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtsdiaftsgemeinschaft, 

gestützt auf Vorschlag der Kommission, 

gestützt auf seine Verordnung 160/66/EWG zur 
Einführung einer Regelung für bestimmte land- 
wirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse, insbeson- 
dere auf deren Artikel 17 — Punkt 2 — sowie auf 
seine Verordnungen Nr. 61/67/EWG -) vom 21. März 
1967 zur Änderung der Verordnung 160/66/EWG 
hinsichtlich des Aufschubs des Zeitpunktes für die 
Durchführung der Warenregelung und unter Abwei- 
chung von Artikel 2 der Verordnung 167/64/EWG, 
Nr. . . . vom . . . zur Änderung der Liste der 
Waren, auf die die Verordnung Nr. 160/66 und 
Nr. . . A) vom .... durch die die Anwendung der 
Verordnung 160/66 für Waren der Tarifnummern 
35.01 und 35.01 C des Gemeinsamen Zolltarifs zu- 
rückgestellt wird; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Einzelne Waren, auf die die vorgenannte Verord- 
nung Nr. 160/66/EWG des Rats werden, obgleich 
von einem Mitgliedstaat nach einem anderen Mit- 
gliedstaat vor dem Zeitpunkt ausgeführt, an dem 
die in Artikel 3 der genannten Verordnung vorge- 
sehene Belastungsregelung auf diese anwendbar 
wird, erst nach diesem Zeitpunkt in den Einfuhr- 
mitgliedstaat in den freien Verkehr gebracht wer- 
den können, und zwar infolge der erforderlichen Fri- 
sten für ihre Verbringung aus dem Ausfuhr- in 
den Einfuhrmitgliedstaat oder infolge ihrer Abstel- 
lung in einem Zollager in den Einfuhrmitgliedstaat; 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 195 
vom 28. Oktober 1966, S. 3361/66 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
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In Anwendung von Artikel 1 der Entscheidung 
des Rats vom 4. April 1962 '9f die die Erhebung 
einer Ausgleichsabgabe für bestimmte landwirt- 
schaftliche Verarboitungserzeugnisse vorsieht, letzt- 
malig geändert durch Entscheidung des Rats vom 
26. Oktober 1965®) und letztmalig verlängert durch 
die vorerwähnte Verordnung Nr. 160/66/EWG des 
Rats, wird für eine bestimmte Reihe der betreffen- 
den Waren, die vor dem Zeitpunkt, an dem die in 
Artikel 3 der genannten Verordnung vorgesehene 
Einfuhrregelung auf diese anwendbar wird, in dem 
Ausfuhrmitgliedstaat eine Ausgleichsabgabe erho- 
ben; doch wird Artikel 6 dieser Verordnung über die 
Rückerstattungen, die bei der Ausfuhr aus einem 
Mitgliedstaat, nach einem anderen Mitgliedstaat ge- 
währt werden können, auf die betreffenden Waren, 
die vor dem genannten Zeitpunkt ausgeführt sein 
werden, nicht angewendet worden sein; die betref- 
fenden Waren werden daher in dem Einfuhrmit- 
gliedstaat nicht zu der in Artikel 3 dieser Verord- 
nung vorgesehenen Belastungsregelung herangezo- 
gen w^orden sein; es ist daher begründet, sie weiter- 
hin während einer begrenzten Zeitdauer der Ab- 
gabenregelung zu unterwerfen, die vor diesem Zeit- 
punkt auf diese anwendbar war — 

HAT NACHSTEHENDE VERORDNUNG 
ERLASSEN: 


Artikel 1 

Abweichend von den Artikeln 3 und 7 Absatz 1 
der Verordnung Nr. 160/66/EWG des Rates vom 
27. Oktober 1966 zur Einführung einer Regelung für 
bestimmte landwirtschaftliche Verarbeitungserzeug- 
nisse werden die Waren, die aus einem Mitglied- 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S. 999/62 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 179 
vom 27. Oktober 1965, S. 2800 
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Staat nach einem anderen Mitgliedstaat vor dem 
Zeitpunkt ausgeführt werden, an dem auf diese die 
in Artikel 3 der genannten Verordnung vorgesehene 
Belastungsregelung anwendbar wird, und die erst 
nach diesem Zeitpunkt in dem Einfuhrmitgliedstaat 
in den freien Verkehr gebracht werden, der Abga- 
benregelung unterworfen, die für sie in diesem Mit- 
gliedstaat vor diesem Zeitpunkt vorgesehen war. 

Für die Anwendung des vorstehenden Absat- 
zes wird der Zeitpunkt des Sichtvermerks auf der 
Warenverkehrsbescheinigung nach Muster DDl oder 
DD3 durch die Zollbehörden des Ausfuhrmitglied- 
staates als Zeitpunkt für die Ausfuhr der Waren 
angesehen. Im Falle einer nachträglichen Ausstel- 
lung der Warenverkehrsbescheinigung nach Muster 


DD 1 ist der Zeitpunkt der tatsächlichen Ausfuhr der 
diesbezüglichen Waren auf der genannten Beschei- 
nigung zu vermerken. 

Artikel 2 

Die Anwendung des vorstehenden Absatzes bleibt 
jedoch auf einen Zeitraum von drei Monaten ab 
dem Zeitpunkt, da die in Artikel 3 der Verord- 
nung Nr. 160/66/EWG vorgesehene Belastungs- 
regelung anwendbar wird, beschränkt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und unmittelbar in jedem Mitgliedstaat an- 
wendbar. 


Geschehen zu Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Begründung 


Der Zeitpunkt für die Anwendung der Verordnung 
Nr. 160/66/EWG des Rates vom 27. Oktober 1966 
zur Einführung einer Regelung des Verkehrs mit 
bestimmten landwirtschaftlichen Verarbeitungser- 
zeugnissen ist auf den 1. Juni 1967 festgesetzt wor- 
den. Unter Berücksichtigung von Artikel 19 Abs. 2 
dieser Regelung ist jedoch die Anwendung der 
hierin vorgesehenen Belastungsregelung für Waren 
der Zolltarifnr. 35.05 A und 38.12 A I des Gemein- 
samen Zolltarifs bis zum Zeitpunkt der Durchfüh- 
rung der Verordnung über die Erstattungsregelung 
bei der Erzeugung von Stärke, Stärkemehl sowie 
von Quellmehl zurückgestellt worden. Zum anderen 
hat die Kommission für Waren der Zolltarifnr. 
35.01 A und 35.01 C des Gemeinsamen Zolltarifs 
dem Rat vorgeschlagen, die Anwendung der Ver- 
ordnung Nr. 160/66/EWG bis zur Durchführung der 
vom Rat in seiner Entschließung vom 27. Juli 1966 
für entrahmte, zu Kasein verarbeitete Milch vorge- 
sehenen Interventionsmaßnahme zurückzustellen. 

Falls der Rat diesen letzteren Vorschlag verabschie- 
dete, ist die in Artikel 3 der Verordnung Nr. 160/ 
66/EWG für aus einem in einen anderen Mitglied- 
staat eingeführte Waren vorgesehenen Belastungs- 
regelung an drei verschiedenen Zeitpunkten an- 
wendbar, und zwar nach der Art der betreffenden 
Waren. Doch stellt sich in jedem Falle die Frage, 
welche Behandlung die Waren erfahren sollen, die, 
von einem Mitgliedstaat nach einem anderen Mit- 
gliedstaat vor dem Zeitpunkt, an dem die in Arti- 
kel 3 der Verordnung Nr. 160/66/EWG vorgesehene 
Belastungsregelung auf diese anwendbar wird, in 
dem Einfuhrmitgliedstaat nach diesem Zeitpunkt in 
den freien Verkehr gebracht werden (infolge der für 
ihre Verbringung aus einem in einem anderen Mit- 
gliedstaat erforderlichen Fristen oder infolge Ein- 
lagerung in einem Zollager des Einfuhrmitglied- 
staates). 

Zwecks Lösung dieses Problems ist zu berücksichti- 
gen, daß die Verkehrsregelung nach Verordnung 


Nr. 160/66/EWG ein Ganzes bildet und daß die Vor- 
schriften, die in dem Einfuhrmitgliedstaat zur An- 
wendung kommen sollen, nicht von denen zu tren- 
nen sind, die in dem Ausfuhrmitgliedstaat anzu- 
wenden sind. Bei Fehlen eines solchen Gleichge- 
wichts könne man entweder zu einer doppelten Be- 
lastung der für die Herstellung der betreffenden 
Ware benötigten Grundstoffe (Fall, wo der Ausfuhr- 
mitgliedstaat in Anwendung vom Artikel 1 der Ent- 
scheidung des Rats vom 4. April 1962 eine Aus- 
gleichsabgabe erheben würde) oder zu einer unge- 
nügenden Belastung der betreffenden Grundstoffe 
(Fall, wo in dem betreffenden Ausfuhrmitgliedstaat 
die Waren einer höheren, als der nach Artikel 6 der 
Verordnung Nr. 160/66/EWG berechtigten Erstat- 
tung unterliegen). 

Als vorübergehende Maßnahme und für einen be- 
schränkten Zeitraum ist daher die Anwendung in 
dem Einfuhrmitgliedstaat der unter vorstehenden 
Voraussetzungen gehandelten Waren der Abgaben- 
regelung beizubehalten, die für sie vor dem Zeit- 
punkt vorgesehen war, zu dem die in Artikel 3 
der Verordnung Nr. 160/66/EWG vorgesehene Bela- 
stungsregelung theoretisch anwendbar sein wird. 
Mit anderen Worten, es ist zweckmäßig, der genann- 
ten Belastungsregelung nur die Waren zu unter- 
werfen, die von diesem Zeitpunkt ab nach dem Ein- 
fuhrmitgliedstaat ausgeführt sein werden. 

Dies ist Gegenstand des vorliegenden Vorschla- 
ges einer Verordnung, gestützt auf Artikel 17 Punkt 
2 der Verordnung Nr. 160/66/EWG, wonach der Rat 
nach einstimmigem Beschluß Aiisnahmemaßnahmen 
zu deren Vorschriften treffen kann, um den Son- 
derbedingungen, in denen sich diese Waren befin- 
den könnten, Rechnung zu tragen. 

Dieser Vorschlag einer Verordnung legt im übrigen 
die praktischen Einzelheiten fest, die es den Zoll- 
behörden des Einfuhrmitgliedstaates gestatten, den 
Zeitpunkt zu ermitteln, an dem die Waren ausge- 
führt worden sind. 
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